Verbiandeanh6rung zum Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Natiirlichen Infrastruktur
Stellungnahme des Deutschen Jagdverbandes e.V.

Berlin, den 9. Juli 2026

1. Allgemeine Anmerkungen:

Der Klimawandel stellt eine der zentralen Herausforderungen unserer Zeit dar. Durch den ziigigen
Ausbau erneuerbarer Energien werden neben Windenergieanlagen auch Solarparks grof3flachig in die
Landschaft eingebracht.

Zwischen 2020 und 2023 wurden taglich im Schnitt rund 51 Hektar neue Siedlungs- und
Verkehrsflachen ausgewiesen. Dieser intensive Flachenverbrauch fiihrt zu einer Zerschneidung der
Landschaft und schrankt die Durchlassigkeit fir viele Arten erheblich ein. Weit wandernde Arten wie
das Rotwild sind auf zusammenhéangende Lebensrdume angewiesen. Werden diese unterbrochen,
entstehen isolierte Populationen, was zu genetischer Verarmung und Inzucht fihrt. Dies ist nur ein
Beispiel fur die groRe Bedeutung eines funktionierenden Biotopverbundes.

Die Ausweitung des Begriffs des ,Uiberragenden offentlichen Interesses” auf zahlreiche
Infrastrukturbereiche im Rahmen des "Infrastrukturzukunftsgesetzes" hat zur Folge, dass
Umweltbelange in Abwagungsprozessen in Zukunft haufig zurlicktreten werden und sich nur noch in
Ausnahmefallen durchsetzen kénnen. Dadurch geraten 6kologische Funktionen und langfristige
Naturschutzziele wie die Schaffung eines deutschlandweiten Biotopverbundes noch starker unter
Druck.

Gleichzeitig tragt der Staat durch seine verfassungsrechtliche Verpflichtung zum Schutz der
natirlichen Lebensgrundlagen eine besondere Verantwortung, Natur und Umwelt zu bewahren und
ihre Funktionsfahigkeit langfristig zu sichern. Vor diesem Hintergrund stellt das Gesetz zur Starkung
der natirlichen Infrastruktur einen wichtigen Schritt dar. Es tragt dazu bei, die Bedeutung des
Naturschutzes wieder starker in den Mittelpunkt zu riicken und bestehende Defizite in der Abwagung
zwischen Nutzung und Schutz besser auszugleichen. Der Deutsche Jagdverband begrii3t dies
ausdriicklich.

Scharf zu kritisieren ist jedoch die sehr kurze Beteiligungsfrist von weniger als drei Tagen. Eine
umfassende Prifung des Entwurfs und dezidierte Stellungnahme ist in einer so kurzen Zeitspanne
nicht moglich. Die knappe Frist ist fiir uns ein klarer Hinweis darauf, dass die Anhérung nur pro forma
erfolgt, aber tatsachlich gar nicht vorgesehen ist, noch generelle Kritik oder einzelne Aspekte
aufzugreifen.

Weiterhin kritisieren wir, dass der DJV im Rahmen der formalen Verbandebeteiligung nicht im
vorgesehenen Verteiler bericksichtigt wurde und erst durch Dritte Kenntnis von der
Verbandeanhérung und dem Referentenentwurf erhalten hat. Angesichts der Bedeutung des
Vorhabens fir Naturschutz, Biodiversitdt und Flachennutzung ware eine frihzeitige und unmittelbare
Beteiligung des Verbandes wiinschenswert gewesen. Wir kdnnen uns nicht erklaren, warum wir zwar
noch im Verteiler der Anhérung zum Entwurf eines "Gesetzes zur Starkung eines modernen, digitalen
und wirksamen Umweltschutzes" waren, aber wenige Tage spater zu einem — zentralen! —
Gesetzgebungsverfahren nicht mehr auf offiziellem Wege benachrichtigt werden. Wir weisen darauf
hin, dass dies auch nicht zum ersten Mal passiert (siehe Kleine Anfrage im Deutschen Bundestag, BT-
Drs. 20/2530 und Antwort darauf, BT-Drs. 20/2822).



Dennoch wollen wir es nicht versdumen, zu dem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen.

Der Deutsche Jagdverband begrifRRt ausdriicklich das Anliegen des Gesetzentwurfs, die natirliche
Infrastruktur zu starken und den Belangen des Natur- und Artenschutzes wieder ein hoheres Gewicht
einzuraumen.

Dies ist vor dem Hintergrund der, durch das Infrastrukturzukunftsgesetz entstandenen Verschiebung
in der Abwdagung zwischen Naturschutz- und Infrastrukturinteressen notwendig.

Der vorliegende Entwurf bleibt jedoch hinter den Erwartungen zuriick, die im Vorfeld durch
politische Ankiindigungen, 6ffentliche Berichterstattung und AuRerungen der Bundesregierung
geweckt wurden. Danach bestand die Hoffnung, dass Schutzgebiete und andere naturschutzfachlich
besonders wertvolle Flachen in Genehmigungs- und Abwagungsverfahren kiinftig ein vergleichbares
rechtliches Gewicht erhalten wie Infrastrukturvorhaben, die gesetzlich als im liberragenden
offentlichen Interesse liegend eingestuft wurden. Ziel sollte sein, dass Naturschutzbelange nicht
regelmaRig hinter Verkehrs-, Energie- oder sonstigen Infrastrukturinteressen zuriicktreten mussen.

Zwar enthalt der Entwurf wichtige Ansatze, insbesondere mit der Einfiihrung der Natirlichen
Infrastruktur und der Aufwertung bestimmter Naturschutz- und Moorflachen. Gleichzeitig wird die
beabsichtigte Starkung jedoch durch zahlreiche Ausnahmen, Einschrankungen und spezielle
Privilegierungen fir Infrastrukturvorhaben relativiert. Dadurch wird das Ziel, die durch das
Infrastrukturzukunftsgesetz entstandenen Schwachungen des Naturschutzes wirksam auszugleichen,
nach Auffassung des Deutschen Jagdverbandes nicht ausreichend erreicht.

Aus Sicht des Verbandes bedarf der Gesetzentwurf daher weiterer Nachbesserungen, um den Schutz
von Lebensraumen, die Sicherung des Biotopverbundes und die langfristige Erhaltung der
biologischen Vielfalt tatsdchlich und wirksam zu starken. Positiv hervorzuheben ist zugleich die im
Referentenentwurf vorgesehene Evaluierung innerhalb zwei Jahren. Der Deutsche Jagdverband
begriRt ausdriicklich, dass die Auswirkungen der neuen Regelungen, insbesondere auf die Abwagung
zwischen Naturschutz- und Infrastrukturinteressen sowie ihre Vollzugstauglichkeit, Gberprift und
dem Deutschen Bundestag berichtet werden sollen. Eine solche Evaluierung ist geeignet, praktische
Auswirkungen frihzeitig zu identifizieren und gegebenenfalls erforderliche gesetzgeberische
Nachsteuerungen auf einer belastbaren Grundlage zu ermdglichen. Nur so kann der
verfassungsrechtliche Auftrag zum Schutz der natirlichen Lebensgrundlagen nachhaltig erfillt
werden.

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfes haben wir folgende Anmerkungen:

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E:
(zu § 1 Abs. 1a — Uberragendes 6ffentliches Interesse)

Die Einflihrung eines Gberragenden 6ffentlichen Interesses fiir besonders wertvolle
Naturschutzflachen wird grundsatzlich begrif3t.

Kritisch zu bewerten ist jedoch, dass der Entwurf zahlreiche Ausnahmen vorsieht. Hierzu zahlen
insbesondere Vorhaben der Energieversorgung, Telekommunikation, Wasserstoffinfrastruktur,
Bundesverkehrswege sowie Belange der Landes- und Blindnisverteidigung. Dadurch wird die
praktische Wirkung der Regelung erheblich eingeschrankt und die erhoffte, ausgleichende Wirkung
zum neu verabschiedeten Infrastrukturzukunftsgesetz bleibt zu vermissen.



Der Deutsche Jagdverband sieht die Gefahr, dass das neue liberragende 6ffentliche Interesse
zugunsten des Naturschutzes in vielen praxisrelevanten Fallen nicht zur Anwendung kommt. Die
vorgesehene Schutzwirkung kénnte dadurch deutlich hinter den Erwartungen zuriickbleiben.

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E:
(u § 2 Abs. 3a — Multifunktionale MaRnahmen)

Die Zielsetzung, auf derselben Flache mehrere naturschutzfachliche Ziele und rechtliche
Verpflichtungen gleichzeitig zu erfiillen, wird ausdriicklich begriiSt. Sie kann zu einer effizienteren
Flachennutzung beitragen, Synergien zwischen unterschiedlichen Programmen schaffen und den
gezielten Einsatz offentlicher Férdermittel verbessern.

Allerdings setzt die erfolgreiche Umsetzung eine fachlich hochwertige und langfristig abgestimmte
Planung voraus. Hier stellt sich die Frage, wer die erforderliche Koordinierung Gibernimmt, wie die
Qualitatssicherung erfolgt und welche zuséatzlichen personellen und finanziellen Ressourcen hierfir
bereitgestellt werden.

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E:

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E:

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E:

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E:

Die in Abs. 6a erganzte Konkretisierung der Voraussetzungen, unter denen Eingriffe als nicht
ausgleichbar oder ersetzbar gelten kénnen, schafft zwar Rechtssicherheit, aus Sicht des Deutschen
Jagdverbandes besteht jedoch die Gefahr einer Schwachung des Verursacherprinzips. Sobald auf eine
Ersatzzahlung ausgewichen werden kann, entfallt die unmittelbare Verpflichtung zur tatsachlichen
Wiederherstellung oder Aufwertung von Natur und Landschaft. Besonders betroffen kénnten
Offenlandlebensraume sowie Arten des Agrarraums wie Feldhase, Rebhuhn oder zahlreiche
Feldvogelarten sein.

Der Deutsche Jagdverband fordert daher:

- Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen missen weiterhin Vorrang vor Ersatzzahlungen haben.

- Ersatzzahlungen dirfen nur die letzte Option sein.

- MalBnahmen sollen grundsatzlich im betroffenen oder angrenzenden Naturraum umgesetzt
werden.



Vor diesem Hintergrund bildet die in Abs. 3b geplante Erhéhung des Kompensationsbedarfs um 20
Prozent bei Eingriffen in Flachen der Natirlichen Infrastruktur einen ersten Ansatz. Die Regelung
setzt wichtige Anreize, hochwertige Naturschutzflaichen maoglichst zu meiden und Vorhaben auf
weniger sensible Standorte zu lenken.

Die in Abs. 3a vorgesehene Verringerung des biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs um 15
Prozent bei Nutzung bevorrateter KompensationsmaBnahmen kann zudem hin zu friihzeitig
umgesetzten MalRnahmen sowie groRRerer, zusammenhangenden Aufwertungsflaichen wirken und
damit die 6kologische Wirksamkeit von KompensationsmaRnahmen starken.

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E:

Die Moglichkeit, Kompensationsverpflichtungen auf spezialisierte Dritte zu libertragen, kann die
fachgerechte Umsetzung von MalRnahmen erleichtern.

Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass der Vorhabentrdger den unmittelbaren Bezug zur
KompensationsmalRnahme verliert. Die 6kologische Qualitdt hangt dann wesentlich von den
beauftragten Dritten ab. Deshalb sind wirksame Kontroll-, Uberwachungs- und
Nachweismechanismen erforderlich. Es muss klargestellt werden, wie die dauerhafte Kontrolle der
MalBnahmen sichergestellt wird und wer die Haftung bei Mangeln (ibernimmt.

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E:

Naturgutschriften kénnen einen wichtigen Beitrag zur Mobilisierung zusatzlicher Finanzmittel fiir den
Naturschutz leisten und gleichzeitig die Planungssicherheit erhéhen. Dies wird grundsatzlich begrift.
Voraussetzung ist jedoch ein anspruchsvolles Qualitatsmanagement. Es muss verhindert werden,
dass Naturgutschriften lediglich symbolische oder 6kologisch wenig wirksame Malinahmen
finanzieren. Zudem sollte sichergestellt werden, dass die MaBnahmen eine regionale Wirkung
entfalten und tatsachlich zu einer dauerhaften Verbesserung von Lebensraumen beitragen.

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E:

Die Anhebung des Ziels fiir den Biotopverbund auf 15 Prozent der Landesflache bis zum Jahr 2030
wird ausdricklich begriiRt. Gerade vor dem Hintergrund zunehmender Lebensraumzerschneidung ist
ein leistungsfahiger Biotopverbund von zentraler Bedeutung.

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E:

Vor dem Hintergrund zunehmender Lebensraumzerschneidung und der zentralen Bedeutung eines
leistungsfahigen Biotopverbundes begriiRen wir auch die Festlegung bestimmter Flachen als
"natirliche Infrastruktur" in § 20a BNatSchG.

Kritisch ist jedoch, dass die neuere Entwurfsfassung nur den Schutz der Natirlichen Infrastruktur
vorsieht, wahrend der Ausbau nicht ausdriicklich genannt wird. Dariber hinaus sollte die
Formulierung

,Die Flachen der Natrlichen Infrastruktur sind fir kiinftige MalRnahmen zur Kompensation
von Eingriffen in Natur und Landschaft, zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener



Fordermittel sowie die gleichzeitige Verwirklichung mehrerer Ziele oder Erfiillung mehrerer
Verpflichtungen besonders geeignet”

nicht lediglich als Prifoption in Klammern verbleiben, sondern verbindlich in den Gesetzestext
aufgenommen werden. Sie verbessert die Flachensteuerung und ermoglicht die gezielte Bliindelung
von Naturschutz-, Klimaschutz- und WasserhaushaltsmafRnhahmen.

Wichtig ist auch — und dies sollte ergdnzt werden — dass wichtige Wanderkorridore zur natirlichen
Infrastruktur zdhlen, und zwar auch von Arten, die zwar nicht nach dem BNatSchG besonders
geschitzt sind, aber auf Grund internationaler Verpflichtungen. So ist das Rotwild (Cervus elaphus)
nach dem BNatSchG zwar nicht besonders geschiitzt, aber unterliegt dem Schutz von Anhang Ill der
Berner Konvention.

Das Beispiel des geplanten "Solarparks Wehingen" (Gemeinde Mettlach, Saarland) zeigt, wie wichtig
dies ist. Die natlrliche Griinbriicke Giber den Pellinger Berg ist ein liberregional bedeutender
Wanderkorridor, der tiber die im Tunnel gefiihrte A8 hinweg den Westen von Rheinland-Pfalz mit
dem Norden des Saarlandes und dem Osten Frankreichs verbindet. Genau dort soll jetzt der
Solarpark Wehingen entstehen, eine 29 Hektar grof3e Freiflichen-Photovoltaikanlage. Damit ware ein
Grolteil des Pellinger Bergs bebaut und wilddicht gezaunt. Eine international bedeutende
Querungshilfe iber die Autobahn ginge verloren —insbesondere fir storungsanfillige
GroRsdugerarten wie den Rothirsch.

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E:

Wir begriRen die durch Nr. 12 a) vorgesehene Klarstellung in § 21 Abs. 1 S. 1, dass "bei der Schaffung
des Biotopverbundes [...] landeriibergreifende Lebensraumachsen, Engstellen und zerschnittene
Landschaftsraume besonders zu beriicksichtigen" sind. Die vorgesehene Anderung in Abs. 4 kann
jedoch auch eine Schwachung des Biotopverbundes bewirken. Die Aussage aus der Begriindung
"Hierbei sollen die landeribergreifenden Lebensraumachsen, Engstellen und zerschnittene
Landschaftsrdume, in gleicher Weise wie die Kernflachen, zu geschiitzten Teilen von Natur und
Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 erklart werden." findet sich in dieser Klarheit leider nicht im
Gesetzestext. Hierzu sollte auf die Ergdnzung in Abs. 1 S. 1 nochmals verwiesen werden.

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E:

Die vorgesehene Neuregelung stellt aus Sicht des Deutschen Jagdverbandes eine erhebliche
Abschwachung des bisherigen Schutzstandards dar.

Die Begriindung einer mangelnden Verfligbarkeit gebietseigener Herkiinfte tiberzeugt nicht. Bereits
heute kdnnen lber benachbarte Ursprungsgebiete ausreichend autochthone Herkiinfte
bereitgestellt werden. Bei friihzeitiger und fachgerechter Planung sind fiir die genannten
MalRnahmenbereiche keine grundlegenden Versorgungsengpasse zu erwarten.

Gebietseigenes Saat- und Pflanzgut ist fir den Erhalt regional angepasster Pflanzengesellschaften
unverzichtbar. Diese bilden die Grundlage fir zahlreiche Insektenarten, insbesondere Wildbienen,
Schmetterlinge und weitere Bestdauber. Auch mit Blick auf die europdische
Wiederherstellungsverordnung erscheint die vorgeschlagene Aufweichung nicht sachgerecht. Die
Wiederherstellung stabiler Bestauberpopulationen setzt funktionierende und standortgerechte
Lebensrdume voraus. Die Verwendung gebietseigener Herkiinfte ist hierfiir ein wesentlicher



Baustein. Eine Absenkung dieses Standards wiirde die 6kologische Wirksamkeit von
WiederherstellungsmaRnahmen gefahrden.

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E:

Die vorgesehene Erweiterung auf zusatzliche Infrastrukturbereiche kann zu mehr Planungssicherheit
und einer Beschleunigung von Verfahren beitragen. Einheitliche Standards kénnen den Vollzug
erleichtern und die Rechtsanwendung vereinheitlichen.

Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass naturschutzfachliche Besonderheiten vor Ort nicht mehr
ausreichend berticksichtigt werden und der Artenschutz zunehmend pauschaliert betrachtet wird.
Der Deutsche Jagdverband hilt daher eine regelmaRige Uberpriifung der fachlichen Standards sowie
ausreichende Moglichkeiten zur Berlicksichtigung regionaler Besonderheiten fiir erforderlich.

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E:

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E:

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E:



	1. Allgemeine Anmerkungen: 
	2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 
	(zu § 1 Abs. 1a – Überragendes öffentliches Interesse) 

	3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 
	(zu § 2 Abs. 3a – Multifunktionale Maßnahmen) 

	4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 
	5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 
	6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 
	7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 
	8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 
	9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 
	10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 
	11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 
	12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 
	13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 
	14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 
	15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 
	16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 
	17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 



